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sönlichkeit, die sich unsere Völker mit ihrem Blut, 
ihrem Fleiß und ihrem Wissen geschmiedet haben. 

So wird Europa als solches in der Welt anwesend sein. 
So wird es die Lücke, die es selbst seit Beg·inn dieses 
Jahrhunderts durch se·ine Bruderfehden geschlagen 
hat, wieder ausfüllen. Und so wird es wieder die unab­
hängige Stimme des europäischen Humanismus ver­
lauten lassen. 

Deswegen begrüße ich die Aussicht dieser Konföde­
ration Europa, ein kühnes und zukunftsträchtiges 
Werk, dem Frankreich und Deutschland geme·insam 
ihren entscheidenden Beitrag zu leisten haben. 

Erklärung der Bundesregierung 
zur Nuklearexportpolitik 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie­
rung teilt mit: 

Nach einer Sitzung des Bundeskabinetts am 16. Juni 
1977, nach einer Konsultation des Rats für die fried­
liche Nutzung der Kernenergie am Morgen des 
17. Juni 1977, und nach anschließenden Erörterun­
gen im Rahmen der deutsch-französischen Konsul­
tationen erklärte die Bundesregierung: 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Erklärung vom 
7. April 1977 zur friedlichen Nutzung· der Kernenergie 
im Rahmen einer wi rksamen Nichtverbreitungspolitik 
geäußert. 

2. 

Auf dem Londoner Gipfel am 7./8. Mai 1977 stimmten 
die Staats- und Regierungschefs von sieben Ländern 
in dem Ziel überein, den Energiebedarf der Wett zu 
befriedigen und die friedliche Nutzung der Kern­
energie in weitem Umfang zugänglich zu machen, 
aber gleichzeitig die Gefahr einer Verbreitung von 
Kernwaffen zu vermeiden. Zu diesem Zwecke be­
schlossen sie, innerhalb von zwei Monaten eine vor­
läufige Analyse über . die beste Methode zur . Förde­
rung dieser Absichten zu erstellen, einschließlich der 
Prüfung eines Auftrags zur internationalen Evaluie­
rung des Brennstoffkreislaufs. 

3. 

Die Bundesregierung geht auf der Grundlage der 
Ergebnisse des Londoner Gipfels davon aus, daß zur 
Stärkung des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung 
die Teilnahme an der internationalen Evaluierung des 
Brennstoffkreislaufs allen Ländern offen steht, die 
an der friedlichen Nutzung der Kernenergie interes­
siert sind. 

4. 

Die Bundesregierung wird im Hinblick auf diese Ent­
wicklungen bis auf weiteres keine Genehmigung für 
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die Ausfuhr von Wiederaufarbeitungsanlagen und 
-technologien erteilen. Bestehende Verträge und deren 
Durchführung werden hiervon nicht berührt. 

5. 

Die' Bundesregierung geht hierbei davon aus, daß die 
in der Vergangenheit getroffenen Vereinbarungen 
über die Lieferung von für die friedliche Nutzung not­
wendigen Kernbrennstoffen und anderen Materialien 
unbeschadet des Fortgangs der auf dem Londoner 
Gipfel eingeleiteten Gespräche über Kernenergie und 
Nichtverbreitung eingehalten werden. 

Deutsch-französisches Abkommen über 
Anerkennung von Prüfungszeugnissen 

Das Auswär·tige Amt teilt mit: 

Der Bundesminister des Auswärtigen, Hans-Dietrich 
Genscher, und der Minis,ter für Auswärtige An­
gelegenheiten der Französischen Republik, Louis de 
Guiringaud, unterzeichneten am 16. J~:~ni 1977 e·in 
deutsch-französisches Regierungsabkommen über die 
Gleichwertigkeit von Prüfungszeugnissen in der beruf­
lichen Bildung. 

Das Abkommen wurde von der im Rahmen des Ver­
trages über die deutsch-französische Zusammenarbeit 
im Jahre 1973 eingesetzten deutsch-französischen 
Expertenkommission für berufliche Bildung erarbeitet. 
Das Abkommen regelt die gegenwä.rtige Anerkennung 
der Prüfungszeugnisse in zunächst drei Ausbildungs­
berufen, nämlich Elektroinstallateur, Betriebsschlosser 
und Maschinenschlosser; es kann durch Briefwechsel 
auf weitere Berufe ausgedehnt werden. 

Die gegenseitige Anerkennung der Prüfungszeugnisse 
vergrößert die Mobilität deutscher und französischer 
Arbeitnehmer und kann die Zusammenarbeit deut­
scher und französischer Unternehmen fördern. Auch 
sind von der bilateralen Anerkennung der Zeugnisse 
Impuls- und Beispielwirkungen auf spätere Bemühun­
gen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
zur Anerkennung von Befähigungsnachweisen zu er­
hoffen. 

Förderungsmaßnahmen und Finanzen 
des Deutsch-Französischen Jugendwerks 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge­
sundheit teilt mit: 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundes­
minister für Jugend, Familie und Gesundheit, Fred 
Zander, erklärte am 15. Juni 1977 im Deutschen Bun­
destag auf eine Anfrage des SPD-Bundestagsabgeord­
neten Manfred Marschall, daß die Bundesregierung 
alle Bestrebungen unterstützt, die darauf ausgerichtet 
sind, den Anteil berufstätiger und in der Ausbildung 
befindlicher Jugendlicher an den Förderungsmaßnah-
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men des Deutsch-Französischen Jugendwerkes zu er­
höhen. Dies ist seit längerer Zeit erklärtes Ziel des 
Deutsch-Französischen Jugendwerkes. 

Er erklärte: "Ich möchte jedoch betonen, daß einer 
stärkeren Einbeziehung dieser Gruppen von Jugend­
lichen objektive Schwierigkeiten entgegenstehen. Das 
Kuratorium des Deutsch-Französischen Jugendwerkes 
hat zuletzt in seiner Sitzung am 25./26. Oktober 1976 
nachdrücklich die Forderung nach einer Erhöhung des 
Anteils der berufstätigen Jugend am deutsch-franzö­
sischen Jugendaustausch erhoben." 

Der Anteil der in der Ausbildung befindrichen bzw. 
berufstätigen Jugendlichen an den Maßnahmen des 
Jugendwerkes betrug im Jahre 1975 rund 32 Prozent. 
Der Anteil konnte durch entsprechende Bemühungen 
des Jugendwerkes für das Jahr 1976 auf rund 37 Pro­
zent erhöht werden. 

Die Bemühungen des Jugendwerkes sind weiterhin 
darauf ausgerichtet, im verstärkten Maße berufstätige 
Jugendliche am deutsch-französischen Jugendaus­
tausch zu beteiligen. 

Auf eine weitere Frage des SPD-Bundestagsabgeord­
neten Manfred Marschall zur finanziellen Situation des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks, insbesondere 
den finanziellen Aussichten für 1978, erklärte der Par­
lamentarische Staatssekretär Zander: 

"Nach Artikel 4 Abs. 2 des Abkommens vom 22. Juni 
1973 werden die für die Tätigkeit des Jugendwerks 
erforderlichen Mittel nach Prüfung des von dem Kura­
torium erstellten Haushaltsentwurfes z u g I e i c h e n 
Te i I e n von den beiden Regierungen zur Verfügung 
gestellt. Der Bemessung der Regierungsbeiträge wird 
nach einer Vereinbarung der Wechselkurs zugrunde 
gelegt. 

Frankreich leistet seit 1972 unverändert einen jähr­
lichen Beitrag von 23 612 500 FF. Auf Grund der unter­
schiedlichen Wechselkursparitäten der vergangenen 
Jahre sank der deutsche Regierungsbeitrag: 

von ca. 15 Mill. DM 1972 

auf ca. 13 Mill. DM 1977. 

Die Bundesregierung betrachtet diese finanzielle Ent­
wicklung des Jugendwerkes mit Sorge und hat hier­
über wiederholt mit der französischen Seite Beratun­
gen geführt. 

Anläßlich der Sitzung des Kuratoriums des Deutsch­
Französischen Jugendwerkes am 6./7. Juni teilte die 
französische Regierung dem Kuratorium mit, daß mit 
einer Erhöhung ihres Regierungsbeitrages zum Haus­
halt des Deutsch-Französischen Jugendwerkes für 1978 
gerechnet werden kann (1977: 23,6 Millionen FF). Über 
die Höhe kann erst später entschieden werden. Dem­
entsprechend werden auch die DM-Beträge dem 
Deutsch-Französischen Jugendwerk zur Verfügung ge­
stellt werden. 

Daher wird für 1978 die Finanzsituation des Jugend­
werkes von der Bundesregierung günstiger beurteilt. 
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Die Steuereinnahmen des Bundes 
und der Länder1

) im Mai 1977 und 
in den Monaten Januar bis Mai 1977 
Vorläufige,Ergebnisse 

I. Steuereinnahmen im Mai 1977 

Das Bundesministerium der Finanzen teilt mit: 

1. 

Im Mai 1977 kamen an Steuereinnahmen (ohne Ge­
meindesteuern und Lastenausgleichsabgaben) 17 524 
Mill. DM auf, d. s. 2151 Mill. DM = + 14,0 v. H. mehr 
als im Mai 1976. 

Die Steuereinnahmen verteilen sich wie folgt: 

gemeinschaftliche Steuern 
12 476 Mill. DM, d. s. 1 811 Mill. DM 
= + 17,0 v. H. mehr als im Mai 1976 

reine Bundessteuern 
(einschl. Zölle) 

3 301 Mi II. DM, d. s. 220 Mill. DM 
= + 7,1 v. H. mehr als im Mai 1976 

reine Ländersteuern 
1 747 Mill. DM, d. s. 120 Mill. DM 
= + 7,4 v. H. mehr als im Mai 1976 

Von den Steuereinnahmen stehen zu: 

dem B u n d 2) 3) 

9 447 Mill. DM, d. s. 1 046 Mill. DM 
= + 12,5 v. H. mehr als im Mai 1976 

den E G 
576 Mill. DM, d. s. 53 Mill. DM 
= + 10,2 v. H. mehr als im Mai 1976 

den L ä n d e r n 2) 

6 557 Mill. DM, d. s. 891 Mill. DM 
= + 15,7 v. H. mehr als im Mai 1976 

den G e m e i n d e n 
(lediglich Gemeindeanteil an Lohn-/ 
veranlagter Einkommensteuer) 

944 Mill. DM, d. s. 161 Mill. DM 
= + 20,5 v. H. mehr als im Mai 1976 

') Einschließlich Gemeindesteuern der Stadtstaaten. Ober die Ein­
nahmen aus Gemeindesteuern im Bundesgebiet berichtet das Sta­
tistische Bundesamt vierteljährlich. Diese Einnahmeergebnisse wer­
den in der Fachserie L Finanzen und Steuern, Reihe 2 "Steuerhaus­
halt von Bund, Ländern und Gemeinden" im Rahmen eines Ge­
samtüberblicks über die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und 
Gemeinden veröffentlicht. Im 4. Vierteljahr 1976 betrugen diese 
78533,7 Mill. DM (darunter Gemeindesteuern: 8172,3 Mill. DM). Fer­
ner sind im 4. Vierteljahr 1976 an Lastenausgleichsabgaben 484,7 
Mill. DM aufgekommen. Nicht zu den Steuereinnahmen zählt das 
Aufkommen von 138,5 Mill. DM im 4. Vierteljahr 1976 aus den Ab­
schöpfungsregelungen der EG. 

2) Bis zur gesetzlichen Neuregelung ab 1. 1. 1977 gleiches Beteili­
' "gungsverhältnis an den Steuern vom Umsatz wie in 1976 unterstellt. 
3) Noch nicht gekürzt um 75 Mill. DM Ergänzungszuweisungen an 

finanzschwache Länder (vorläufige Zahlung bis zur gesetzlichen 
Neuregelung des Beteiligungsverhältnisses an den Steuern vom 
Umsatz zwischen Bund und Ländern ab 1. 1. 1977); unter Berück­
sichtigung der Ergänzungszuweisungen verbleiben den Bund Ein­
nahmen von 9372 Mill. DM, d. s. 1042 Mill. DM= + 12,5 v. H. mehr 
als im Mai 1976. 


